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Bayern 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

Art. 87 BayHIG1 Allgemeine Bestimmungen 
(1) Die Aufnahme eines Studiengangs oder sonstiger Studien (Studium) setzt 
die Immatrikulation als Studierende oder Studierender voraus. 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber werden als Studierende 
immatrikuliert, wenn sie die für das Studium erforderliche Qualifikation 
nachweisen und kein Immatrikulationshindernis vorliegt. Die Immatrikulation in 
zwei oder mehreren zulassungsbeschränkten Studiengängen ist nur zulässig, 
wenn ein besonderes berufliches, wissenschaftliches oder künstlerisches 
Interesse am gleichzeitigen Studium in diesen Studiengängen besteht. Die 
Immatrikulation in Modulstudien ist nur zulässig, soweit die einzelnen Module 
nicht Teil eines zulassungsbeschränkten Studiengangs sind. Für die Teilnahme 
an weiterbildenden und weiterqualifizierenden Studien kann von einer 
Immatrikulation abgesehen werden. Im Rahmen von 
Kooperationsvereinbarungen kann es Studierenden anderer Hochschulen durch 
Satzung ermöglicht werden, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie 
Studien und Prüfungsleistungen zu erbringen. 
(2) Die Studierenden sind zur Angabe folgender von den Hochschulen und 
deren gemeinsamen Einrichtungen zu erhebenden Daten verpflichtet: 
1.  Name, Vorname, Geburtsname, 
2.  Geschlecht, 
3.  Geburtsdatum und -ort, 
4.  Staatsangehörigkeit, 
5.  Semester- und Heimatwohnsitz, 
6.  Zeitpunkt, Ort und Art der Hochschulzugangsberechtigung, 
7.  berufspraktische Tätigkeiten vor Aufnahme des Studiums, 
8.  Praxissemester und Semester an Studienkollegs, 
9.  Angaben zu einer gleichzeitig besuchten weiteren Hochschule, zu in 

vorausgehenden Semestern besuchten Hochschulen und der Hochschule 
der Ersteinschreibung sowie zu einem Auslandsstudium, 

10.  Ort der angestrebten Abschlussprüfung, 
11.  Angaben zu durch Anerkennung und Anrechnung erworbenen 

Leistungspunkten, 
12.  Art, Fach, Semester, Monat und Jahr des Prüfungsabschlusses, 

Prüfungserfolg und Gesamtnote abgelegter Prüfungen, 
13.  Studienunterbrechungen nach Art und Dauer, 
14.  Grund, Semester und Jahr bei Beurlaubungen und Exmatrikulation. 
Darüber hinaus sind sie verpflichtet, weitere von den Hochschulen und deren 

gemeinsamen Einrichtungen 
1.  für die Immatrikulation, Beurlaubung und Exmatrikulation nach den Art. 87 

bis 94 und den aufgrund von Art. 95 erlassenen Satzungen, 
2.  für die Zulassung und Voranmeldung nach dem Bayerischen 

Hochschulzulassungsgesetz, der Hochschulzulassungsverordnung sowie 
nach sonstigen Rechtsvorschriften und 

3.  für die Meldung und Zulassung sowie die Abnahme von Prüfungen oder 
Studienleistungen nach den jeweiligen Prüfungs- und Studienordnungen 

zu erhebende Daten anzugeben. 
(3) Die Hochschulen können neben den Studierenden weitere Personen 
immatrikulieren. Die näheren Einzelheiten hierzu werden durch Satzung 
geregelt, in der auch Bestimmungen über Art, Umfang und Behandlung der zu 
erhebenden und zu verarbeitenden personenbezogenen Daten, die zur 
Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind, zu treffen sind. 
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Art. 88 BayHIG Allgemeine Qualifikationsvoraussetzungen für das 
grundständige Studium, Verordnungsermächtigung 
(1) Die Qualifikation für ein Studium von universitären Studiengängen, das zu 
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führt, wird durch die 
Hochschulreife nachgewiesen. 
(2) Die Qualifikation für ein Studium von Studiengängen an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und entsprechenden Studiengängen an anderen 
Hochschulen, das zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führt, wird 
durch die Hochschulreife und die Fachhochschulreife nachgewiesen. Dies gilt 
auch für den Studiengang Brauwesen mit dem Abschluss Diplom-Braumeister 
an der Technischen Universität München. 
(3) Durch erfolgreiche Prüfungsleistungen auf der Grundlage von 
Leistungspunkten gemäß Art. 77 Abs. 3 Satz 2, die in einem grundständigen 
Studiengang an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften und einem 
entsprechenden Studiengang an anderen Hochschulen nach den Festlegungen 
der jeweiligen Prüfungsordnung innerhalb der ersten beiden Fachsemester 
erreicht werden sollen, wird die fachgebundene Hochschulreife für einen eng 
verwandten universitären Studiengang erworben. Durch das Zeugnis über den 
erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs an einer Hochschule für 
angewandte Wissenschaften und eines entsprechenden Studiengangs an 
anderen Hochschulen wird die allgemeine Hochschulreife nachgewiesen. 
(4) Die Hochschulen können für einzelne Studiengänge durch Satzung 
bestimmen, dass eine dem Studienziel dienende abgeschlossene 
Berufsausbildung oder eine praktische Tätigkeit von bis zu zwei Jahren 
nachzuweisen ist. Der Nachweis kann vor der Aufnahme des Studiums oder bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt innerhalb des Studiengangs verlangt werden. In 
der Satzung werden nähere Regelungen insbesondere zu Art und Umfang der 
geforderten Berufsausbildung oder Tätigkeit und den Zeitpunkt des Nachweises 
getroffen. Weiterqualifizierende Bachelorstudiengänge setzen den Abschluss 
einer Berufsausbildung voraus. 
(5) Absolventinnen und Absolventen der Meisterprüfung wird der allgemeine 
Hochschulzugang eröffnet, wenn sie ein Beratungsgespräch an der Hochschule 
absolviert haben. 
Satz 1 gilt entsprechend für Absolventinnen und Absolventen der vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus der Meisterprüfung gleichgestellten 
beruflichen Fortbildungsprüfungen sowie für die Absolventinnen und 
Absolventen von Fachschulen und Fachakademien. 
(6) Der fachgebundene Hochschulzugang wird eröffnet, wenn die Hochschule 
die Studieneignung festgestellt hat. Voraussetzungen sind der erfolgreiche 
Abschluss einer mindestens zweijährigen Berufsausbildung und eine 
anschließende in der Regel mindestens dreijährige hauptberufliche 
Berufspraxis. Die Berufsausbildung und die Berufspraxis werden in einem dem 
angestrebten Studienfach fachlich verwandten Bereich erbracht. Die 
Feststellung nach Satz 1 erfolgt in einem besonderen Prüfungsverfahren oder 
durch ein nachweislich erfolgreich absolviertes Probestudium von mindestens 
einem Jahr. Vor Durchführung des Prüfungsverfahrens oder vor Aufnahme des 
Probestudiums findet ein Beratungsgespräch an der Hochschule statt. Falls die 
Hochschule in einem Studiengang ein Eignungsfeststellungsverfahren gemäß 
Art. 89 Abs. 4 durchführt, ist die Studieneignung in dem besonderen 
Prüfungsverfahren, nicht aber durch ein Probestudium nachzuweisen. 
(7) Abweichend von den Abs. 1 bis 6 ist eine Immatrikulation zulässig 
1.  an der Ludwig-Maximilians-Universität München oder der Technischen 

Universität München als Studierende oder Studierender am Studienkolleg 
bei den Universitäten des Freistaates Bayern im Studiengang 
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Vorbereitungsstudium für ausländische Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber, 

2.  an der Hochschule Coburg als Studierende oder Studierender am 
Studienkolleg bei den Hochschulen für angewandte Wissenschaften des 
Freistaates Bayern im Studiengang Vorbereitungsstudium für ausländische 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber. 

(8)  Für den Zugang zu grundständigen einschließlich weiterqualifizierenden 
Modulstudien gelten dieselben Voraussetzungen wie für den Zugang zum 
jeweiligen Studiengang. Weiterqualifizierende Studien setzen neben einer 
Hochschulzugangsberechtigung den Abschluss einer Berufsausbildung 
voraus. Im Übrigen bestimmt sich die Qualifikation nach den Erfordernissen 
der weiterqualifizierenden Studien; das Nähere regeln die Hochschulen 
durch Satzung. 

(9) Die Hochschulen bestimmen durch Satzung, welche Sprachkenntnisse 
nachzuweisen sind; dies gilt auch für Teilstudiengänge, Studienrichtungen oder 
Studienschwerpunkte und Fächer, die im Verlauf des Studiums gewählt werden 
können. Das verlangte Niveau darf für fremdsprachige grundständige 
Studiengänge keine höheren Anforderungen festschreiben als die 
Sprachkenntnisse, die an Gymnasien vor Eintritt in die Qualifikationsphase 
erreicht werden können. Satz 2 gilt insbesondere nicht für Studiengänge, die 
sich mit der Literatur und der jeweiligen Fremdsprache selbst beschäftigen und 
deren Studiengangskonzept deswegen vertiefte Kenntnisse einer oder mehrerer 
Fremdsprachen verlangt. Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 
(10) Zu den Abs. 3 und 5 bis 7 regelt das Nähere eine vom Staatsministerium zu 
erlassende Rechtsverordnung. Dabei kann auch bestimmt werden, dass die 
nach Abs. 6 Satz 4 erforderlichen Regelungen für ein besonderes 
Prüfungsverfahren oder für das Probestudium zur Feststellung der 
Studieneignung ganz oder teilweise von den Hochschulen durch Satzung 
getroffen werden. Es kann zudem bestimmt werden, durch welche Abschlüsse 
und Zeugnisse die Hochschulreife und Fachhochschulreife nachgewiesen 
werden. 
 
Art. 89 BayHIG Besondere Qualifikationsvoraussetzungen für das 
grundständige Studium, Verordnungsermächtigung 
(1) Neben oder anstelle der allgemeinen Qualifikationsvoraussetzungen ist für 
bestimmte Studiengänge oder an bestimmten Hochschulen nach Maßgabe der 
Abs. 2 bis 4 und 6 die Qualifikation durch eine Eignungsprüfung oder in einem 
Eignungsfeststellungsverfahren nachzuweisen. Art. 88 Abs. 6 Satz 6 bleibt 
unberührt. 
(2) Die für das Studium an Kunsthochschulen und entsprechende Studiengänge 
an anderen Hochschulen erforderliche Qualifikation ist in einer Prüfung der 
Begabung und Eignung (Eignungsprüfung) für den gewählten Studiengang 
nachzuweisen. Studierende für das Studium eines Lehramts an öffentlichen 
Schulen in den Fächern Kunst und Musik müssen auch den 
Vorbildungsnachweis nach Art. 88 Abs. 1, 5 oder 6 erbringen. 
(3) Für das Studium eines Sportstudiengangs ist neben den allgemeinen 
Qualifikationsvoraussetzungen die Eignung für diesen Studiengang in einer 
Eignungsprüfung nachzuweisen. 
(4) Neben den allgemeinen Qualifikationsvoraussetzungen kann die Hochschule 
den Nachweis der Eignung in einem Eignungsfeststellungsverfahren verlangen. 
Dies gilt nur, wenn das betreffende Studium besondere qualitative 
Anforderungen stellt, die jeweils zu begründen sind. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, soweit der betreffende Studiengang in das Zentrale Vergabeverfahren der 
Stiftung für Hochschulzulassung einbezogen ist oder für den Zeitraum, in dem 
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für diesen Studiengang ein örtliches Vergabeverfahren durchgeführt wird. Für 
die Eignungsfeststellung können folgende Kriterien festgelegt werden: 
1.  Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  fachspezifische Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, 
3.  Auswahlgespräch, 
4.  schriftlicher Test, 
5.  einschlägige Berufsausbildung oder andere berufspraktische Tätigkeiten. 
Mindestens eines der in Satz 4 Nr. 2 bis 5 aufgeführten Kriterien muss mit dem 
Kriterium nach Satz 4 Nr. 1 kombiniert werden. Neben Kriterien nach Satz 4 Nr. 
2 bis 5 muss das Kriterium nach Satz 4 Nr. 1 mit mindestens 50 % berücksichtigt 
werden. Bei Absolventinnen und Absolventen der Meisterprüfung sowie der vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus der Meisterprüfung gleichgestellten 
beruflichen Fortbildungsprüfungen werden das Kriterium nach Satz 4 Nr. 1 
durch das Kriterium des arithmetischen Mittels aus den Einzelnoten der 
jeweiligen Prüfungsteile und das Kriterium nach Satz 4 Nr. 2 durch das Kriterium 
der fachspezifischen Einzelnoten dieser Prüfung ersetzt. Bei Absolventinnen 
und Absolventen von Fachschulen und Fachakademien wird das Kriterium nach 
Satz 4 Nr. 1 durch das Kriterium der Prüfungsgesamtnote ersetzt. Sofern keine 
Prüfungsgesamtnote im Sinne von Satz 8 ausgewiesen ist, ist Kriterium das 
arithmetische Mittel aus den Einzelnoten der Fächer – ausgenommen 
Wahlfächer – des Abschlusszeugnisses. Das Kriterium nach Satz 4 Nr. 2 wird 
bei Absolventinnen und Absolventen von Fachschulen und Fachakademien 
durch das Kriterium der fachspezifischen Einzelnoten im Abschlusszeugnis 
ersetzt. 
(5) Die Hochschule kann den Nachweis über die Teilnahme an einem 
Studienorientierungsverfahren verlangen, das der Selbsteinschätzung über die 
Studienwahl dienen soll. Das Ergebnis hat keine Auswirkungen auf den 
Hochschulzugang. Die Hochschule regelt das Nähere zu Ausgestaltung und 
Durchführung durch Satzung. 
(6) Das Staatsministerium regelt das Nähere zu den Abs. 2 bis 4 durch 
Rechtsverordnung, für die Art. 84 Abs. 3 entsprechend gilt. Zusätzlich zu der 
Eignungsprüfung nach Abs. 2 Satz 1 können weitere Vorbildungsnachweise 
gefordert werden. Zu Abs. 2 kann außerdem bestimmt werden, dass in den 
Studiengängen an Hochschulen für angewandte Wissenschaften und 
entsprechenden Studiengängen an anderen Hochschulen für Architektur und 
Innenarchitektur sowie der Ausbildungsrichtung Gestaltung neben dem 
Nachweis nach Art. 88 Abs. 2, 5 und 6 die künstlerische Begabung und Eignung 
in einer Eignungsprüfung nachzuweisen ist. In der Rechtsverordnung zu Abs. 3 
werden die Sportstudiengänge festgelegt, in der auch das Nähere über die 
Abnahme dieser Prüfung geregelt wird und in der auch ein Attest über die 
Sporttauglichkeit als Zulassungsvoraussetzung für die Prüfung vorgesehen 
werden kann. Durch die Rechtsverordnung nach Satz 1 kann bestimmt werden, 
dass die erforderlichen Regelungen ganz oder teilweise von den Hochschulen 
durch Satzung getroffen werden. 
 
Art. 90 BayHIG Zugang zum postgradualen Studium 
(1) Der Zugang zu Masterstudiengängen setzt einen Hochschulabschluss oder 
einen aufgrund eines Hochschulstudiums erworbenen gleichwertigen Abschluss 
voraus. Die Hochschulen können durch Satzung weitere 
Zugangsvoraussetzungen festlegen, insbesondere den Nachweis einer 
studiengangspezifischen Eignung. Art. 84 Abs. 3 gilt entsprechend. Die 
Hochschulen können zulassen, dass das Studium bereits vor dem Erwerb der 
Zugangsvoraussetzungen nach den Sätzen 1 und 2 aufgenommen wird, wenn 
diese spätestens innerhalb eines Jahres nach Aufnahme des Studiums 
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nachgewiesen werden. Für sonstige postgraduale Studiengänge und 
postgraduale Modulstudien gilt Satz 1 entsprechend. Im Übrigen bestimmt sich 
die Qualifikation nach den Erfordernissen der sonstigen postgradualen 
Studiengänge und postgradualen Modulstudien; das Nähere regeln die 
Hochschulen durch Satzung. Für den Nachweis von Sprachkenntnissen gilt Art. 
88 Abs. 9 Satz 1 und 4 entsprechend. 
(2) Der Zugang zu weiterbildenden Masterstudiengängen setzt neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach Abs. 1 eine qualifizierte berufspraktische 
Erfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr voraus. Der Zugang zu 
weiterbildenden Modulstudien setzt neben den Zugangsvoraussetzungen nach 
Abs. 1 Satz 1 eine qualifizierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel 
nicht unter einem Jahr voraus; Abs. 1 Satz 6 gilt entsprechend. Die 
Hochschulen können bei weiterbildenden Modulstudien in Ausnahmefällen 
durch Satzung vorsehen, dass die qualifizierte berufspraktische Erfahrung auch 
nach Studienbeginn erworben werden kann. Weiterbildende Studien setzen 
neben den Zugangsvoraussetzungen nach Abs. 1 Satz 1 berufspraktische 
Erfahrung voraus; Art. 88 Abs. 8 Satz 3 gilt entsprechend. Die Hochschulen 
können bei weiterbildenden Studien durch Satzung vorsehen, dass die 
berufspraktische Erfahrung auch nach Studienbeginn erworben werden kann 
oder diese abweichend von Abs. 1 Satz 1 auch Personen mit berufspraktischer 
Erfahrung offenstehen, die die für die Teilnahme erforderliche Eignung im Beruf 
oder auf andere Weise erworben haben. 
 
Art. 91 BayHIG Immatrikulationshindernisse 
Die Immatrikulation als Studierende oder Studierender wird versagt, wenn 
1.  die in den Art. 88 bis 90 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen, 
2.  die Studienbewerberin oder der Studienbewerber eine nach der 

Prüfungsordnung erforderliche Prüfung oder an Kunsthochschulen auch 
eine durch Satzung festgelegte Probezeit endgültig nicht bestanden hat 
oder aus von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen die Voraussetzungen 
für die Meldung zu einer Prüfung endgültig nicht mehr beibringen kann, es 
sei denn, dass die betreffende Person in einen anderen Studiengang oder 
in sonstige andere Studien wechselt, 

3.  in dem entsprechenden Studiengang Zulassungszahlen festgesetzt sind 
und die Studienbewerberin oder der Studienbewerber keinen Studienplatz 
zugeteilt erhält, 

4.  die Studienbewerberin oder der Studienbewerber die Zahlung fälliger 
Gebühren oder Beiträge nicht nachweist oder 

5.  die Studienbewerberin oder der Studienbewerber aus eigenem 
Verschulden nicht dafür Sorge trägt, dass der Nachweis über ihren oder 
seinen Krankenversicherungsstatus der Hochschule rechtzeitig vorliegt. 

 
Art. 92 BayHIG Befristete, bedingte Immatrikulation, 
Verordnungsermächtigung 
(1) Bestehen in einem Studiengang an einer Hochschule 
Ausbildungsmöglichkeiten, die sich nicht auf den gesamten zum ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führenden Studiengang erstrecken, gilt die 
Immatrikulation der Studierenden nur bis zum ordnungsgemäßen Abschluss der 
angebotenen Ausbildungsmöglichkeiten. Ist die Ausbildungsmöglichkeit bis zum 
ersten berufsqualifizierenden Abschluss nur für einen Teil der Studierenden 
gegeben, gilt die Immatrikulation der Studierenden, die eine auf den ersten Teil 
des Studiengangs beschränkte Zulassung erhalten haben, weil das 
Weiterstudium im Geltungsbereich des Staatsvertrags über die 
Hochschulzulassung nicht gewährleistet ist, nur bis zum ordnungsgemäßen 
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Abschluss des ersten Teils des Studiengangs. Das Staatsministerium regelt das 
nähere durch Rechtsverordnung. 
(2) Im Fall eines Probestudiums nach Art. 88 Abs. 6 endet die Immatrikulation 
der Studierenden mit Ablauf des Semesters, in dem das Probestudium endgültig 
nicht bestanden wurde (bedingte Immatrikulation). Wird der Nachweis nach Art. 
88 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 9 Satz 1 sowie Art. 90 Abs. 1 Satz 4 nicht fristgerecht 
vorgelegt, so ist die Studierende oder der Studierende zum Ende des 
Semesters exmatrikuliert, in dem der Nachweis hätte erbracht werden müssen. 
 
Art. 93 BayHIG Rückmeldung und Beurlaubung 
(1) Die Studierenden melden sich zu jedem Semester form- und fristgerecht 
zum Weiterstudium an (Rückmeldung). 
(2) Studierende können von der Hochschule auf Antrag von der Verpflichtung zu 
einem ordnungsgemäßen Studium befreit werden (Beurlaubung). 
(3) Während der Beurlaubung können Studienleistungen nicht erbracht und 
Prüfungen an der Hochschule, an der die Beurlaubung erfolgt ist, nicht abgelegt 
werden. Eine Wiederholung nicht bestandener Prüfungen ist möglich. Satz 1 gilt 
nicht, wenn die Beurlaubung aufgrund der Inanspruchnahme von Schutzfristen 
entsprechend dem Mutterschutzgesetz, der Betreuung und Erziehung eines 
Kindes entsprechend dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz oder der 
Pflege eines nahen Angehörigen entsprechend dem Pflegezeitgesetz erfolgt. 
 
Art. 95 HIG Ausführungsbestimmungen 
Die Hochschulen erlassen die erforderlichen Bestimmungen über die 
Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung und Exmatrikulation durch 
Satzung. In den Satzungen treffen die Hochschulen insbesondere 
Bestimmungen über das Verfahren und die einzuhaltenden Fristen. Die 
Hochschulen können durch Satzung weitere Fälle bestimmen, in denen die 
Immatrikulation versagt werden kann oder Studierende exmatrikuliert werden 
können, wenn Gründe vorliegen, die einem ordnungsgemäßen Studium 
entgegenstehen. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
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Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
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Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte Studium 

(Note und Punkte), 
b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über die 

fachspezifische Eignung Auskunft geben; 
2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
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zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
Art. 5 HZG3 Quoten und Ablauf des Verfahrens 
(1) In den Fällen, in denen von einer Hochschule nach Art. 3 Abs. 1 eine 
Zulassungszahl festgesetzt ist, findet ein örtliches Vergabeverfahren statt. 
(2) Bewerberinnen und Bewerber, die dem Personenkreis in Art. 2 angehören, 
werden vorab berücksichtigt, wenn sie zu Beginn oder während ihres Dienstes 
für den betreffenden Studiengang zugelassen wurden oder wenn zu Beginn 
oder während ihres Dienstes für diesen Studiengang keine Zulassungszahl 
festgesetzt war. 
(3) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind folgende Vomhundertsätze 
der zur Verfügung stehenden Studienplätze vorweg abzuziehen (Vorabquoten): 
1.  2 % für Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrags eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  3 bis 10 % für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie 

nicht Deutschen gleichgestellt sind, 
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3.  2 bis 8 % für Bewerberinnen und Bewerber, die in einem noch nicht 
abgeschlossenen Studiengang die Qualifikation für das gewählte Studium 
erworben haben, 

4.  2 bis 8 % für Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in 
einem anderen Studiengang an einer deutschen Hochschule 
abgeschlossen haben, 

5.  3 bis 10 % für qualifizierte Berufstätige gemäß Art. 88 Abs. 5 und 6 des 
Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes. 

Die Hochschulen können zusätzlich folgende Vorabquoten bilden: 
1.  bis zu 3 % für Bewerberinnen und Bewerber, die einem von der Hochschule 

durch Satzung festgelegten, im öffentlichen Interesse zu 
berücksichtigenden oder zu fördernden Personenkreis angehören, 
insbesondere für Bewerberinnen und Bewerber, die einem auf 
Bundesebene gebildeten Olympia-, Perspektiv-, Ergänzungs- oder 
Nachwuchskader 1 eines Bundesfachverbands des Deutschen 
Olympischen Sportbunds angehören oder aufgrund sonstiger berechtigter 
Umstände an den Studienort gebunden sind, 

2.  bis zu 8 % für Bewerberinnen und Bewerber, die das Studium in einem 
Fachhochschulstudiengang aufnehmen möchten, der so ausgestaltet ist, 
dass parallel zum Studium eine Berufsausbildung absolviert werden kann 
(Verbundstudium). 

Die Vorabquoten nach den Sätzen 1 und 2 dürfen zusammen nicht mehr als 25 
% betragen. Die Höhe der Vomhundertsätze wird von den Hochschulen durch 
Satzung festgelegt. Erfolgt keine Festlegung, beträgt die Höhe 5 % in der 
Vorabquote nach Satz 1 Nr. 2, jeweils 4 % in den Vorabquoten nach Satz 1 Nr. 3 
und 4, und 5 % in der Vorabquote nach Satz 1 Nr. 5. Werden Studienplätze in 
den Vorabquoten auch nach Durchführung eines Nachrückverfahrens nicht in 
Anspruch genommen, erfolgt die Vergabe der verbleibenden Plätze nach Abs. 4. 
Die Zulassung erfolgt in den Vorabquoten nach Satz 1 Nr. 2 und 5 und Satz 2 
Nr. 2 vorrangig nach der Befähigung der Bewerberinnen und Bewerber, in den 
Vorabquoten nach Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 Nr. 1 nach der Durchschnittsnote der 
Hochschulzugangsberechtigung und in der Vorabquote nach Satz 1 Nr. 4 nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und den für die Bewerbung für ein 
weiteres Studium maßgeblichen Gründen. Wer nachweist, aus nicht selbst zu 
vertretenden Umständen daran gehindert gewesen zu sein, einen für die 
Berücksichtigung bei der Zulassung nach Satz 7 besseren Wert zu erreichen, 
nimmt mit dem nachgewiesenen Wert am Verfahren teil. 
(4) Die nach Abzug der Studienplätze nach Abs. 3 verbleibenden Studienplätze 

werden wie folgt vergeben: 
1.  30 v.H. nach der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  70 v.H. nach dem Ergebnis des ergänzenden Hochschulauswahlverfahrens. 
Von der Vergabe nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wer den Vorabquoten nach 
Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 bis 5 unterfällt. Für die Zulassung in den Quoten nach Satz 
1 gilt Abs. 3 Satz 8 entsprechend. Im Fall von Ranggleichheit wird ausgewählt, 
wer dem Personenkreis in Art. 2 angehört; im Übrigen erfolgt eine Entscheidung 
durch das Los. 
(5) Im ergänzenden Hochschulauswahlverfahren wählt die Hochschule die 
Bewerberinnen und Bewerber aus, die nach Eignung und Motivation die besten 
Aussichten auf einen erfolgreichen Abschluss des Studiums bieten. Dabei kann 
sie ihrer Auswahl neben der Durchschnittsnote der 
Hochschulzugangsberechtigung einen oder mehrere der folgenden Maßstäbe 
zugrundelegen: 
1.  die Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über die 

fachspezifische Eignung besonderen Aufschluss geben, 
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2.  das Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
3.  die Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit, besondere 

Vorbildungen, praktische Tätigkeiten sowie außerschulische Leistungen und 
Qualifikationen, die über die Eignung für den Studiengang, für den die 
Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss geben, 

4.  das Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder eines anderen mündlichen 
Verfahrens, das Aufschluss über die Motivation der Bewerberin oder des 
Bewerbers und über die Eignung für das gewählte Studium und den 
angestrebten Beruf gibt. 

Der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung muss überwiegende 
Bedeutung zugemessen werden. Die Hochschule kann im ergänzenden 
Hochschulauswahlverfahren für einen jeweils vorher bestimmten Anteil von 
Studienplätzen neben der Durchschnittsnote der 
Hochschulzugangsberechtigung unterschiedliche Kriterien heranziehen. Den 
besonderen Anforderungen der Lehramtsstudiengänge ist bei der Gestaltung 
des ergänzenden Hochschulauswahlverfahrens angemessen Rechnung zu 
tragen. 
(6) Der Kreis der Bewerberinnen und Bewerber, die im ergänzenden 
Hochschulauswahlverfahren beteiligt werden, kann zur Durchführung 
aufwendiger individualisierter Verfahren nach Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 oder Nr. 4 auf 
der Grundlage der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung, 
gegebenenfalls in Verbindung mit einem weiteren Kriterium nach Abs. 5 Satz 2, 
beschränkt werden. 
(7) Die Hochschule regelt die nähere Ausgestaltung des ergänzenden 
Hochschulauswahlverfahrens durch Satzung. Dabei ist sicherzustellen, dass 
herangezogene Kriterien nach Abs. 5 Satz 2 jeweils in transparenter, 
standardisierter und strukturierter Weise berücksichtigt werden. 
 
Art. 8 HZG Ergänzende Vorschriften zum zentralen Vergabeverfahren 
(1) In der Quote nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrags vergibt die 
Hochschule die Studienplätze nach dem Ergebnis eines fachspezifischen 
Studieneignungstests in Kombination mit der Art einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft gibt. Abgeschlossene Berufsausbildungen 
nach Satz 1 sind mit 40 % zu gewichten. Bei Ranggleichheit wird vorrangig 
ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Art. 2 angehört. Im Übrigen 
entscheidet das Los. 
(2) Beim Auswahlverfahren der Hochschulen gemäß Art. 10 Abs. 3 des 
Staatsvertrags kann die Hochschule bei der Vergabe der Studienplätze 
ausschließlich die dort ausdrücklich genannten Kriterien berücksichtigen. Sie 
kann insgesamt bis zu 15 % der im Auswahlverfahren zur Verfügung stehenden 
Studienplätze allein nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung 
oder allein nach den in Art. 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrags genannten 
Kriterien vergeben. Bei Ranggleichheit wird vorrangig ausgewählt, wer dem 
Personenkreis nach Art. 2 angehört. Im Übrigen entscheidet das Los. 
(3) Die Hochschule regelt die nähere Ausgestaltung des Auswahlverfahrens der 
Hochschulen gemäß Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrags durch 
Satzung. In dieser kann festgelegt werden, dass für die Durchführung von 
Studieneignungstests im Sinn des Art. 5 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 Gebühren von bis 
zu 100 € erhoben werden können; die Satzung regelt insbesondere die Höhe 
und Fälligkeit dieser Gebühren. 
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2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

Art. 7 BayHIG4 Qualitätssicherung 
(1) Die Hochschule entwickelt ein System zur Sicherung der Qualität ihrer Arbeit 
in den Bereichen Forschung, Lehre und Kunst sowie Transfer, bei der 
Förderung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses sowie der 
Erfüllung des Gleichstellungsauftrags. In der Entwicklung des Systems 
berücksichtigt sie insbesondere, wie die Innovationsfähigkeit der Hochschule 
damit gestärkt wird. 
(2) Die Hochschulen können ihre Qualitätssicherungssysteme bewerten lassen 
und die Ergebnisse der Bewertung in nicht personenbezogener Form 
veröffentlichen. Für diese Bewertungen sollen sie in angemessenen zeitlichen 
Abständen auch externe Evaluationen durchführen. Die Hochschulen und 
externen Evaluierungseinrichtungen nach Satz 2 können dazu die notwendigen 
Erhebungen und weiteren Datenverarbeitungen vornehmen. Die betroffenen 
Mitglieder der Hochschule wirken insoweit mit, auch durch die Angabe 
personenbezogener Daten. Eine Verwendung der gewonnenen Daten und 
ausgewerteten Ergebnisse zu anderen Zwecken erfolgt nicht. 
(3) Im Rahmen der Bewertung der Lehre können die Studierenden und andere 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer anonym befragt und die gewonnenen Daten 
verarbeitet werden. Eine Auskunftspflicht besteht nicht. Die personenbezogenen 
Daten werden nur dem jeweiligen Organ der Fakultät, den Studierenden der 
Fakultät und der Hochschulleitung bekannt gegeben und für die Bewertung der 
Lehre verwendet. Die wesentlichen Ergebnisse der studentischen Befragungen 
werden den Mitgliedern der Hochschule, gegebenenfalls unter Hinzufügung der 
Stellungnahme nach Satz 5, zugänglich gemacht. Den betroffenen 
Lehrpersonen wird in den Fällen der Sätze 3 und 4 Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu den Bewertungsergebnissen gegeben. 
(4) Im Bereich von Studium und Lehre, insbesondere der Bachelor- und 
Masterstudiengänge, soll als eine der Maßnahmen der Qualitätssicherung eine 
Akkreditierung gemäß Studienakkreditierungsstaatsvertrag erfolgen. 
Rechtsverordnungen nach Art. 4 Abs. 1 bis 5 und Art. 16 Abs. 2 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrags erlässt das Staatsministerium. 
 
Art. 35 BayHIG Senat 
[…] 
(3) Der Senat 
[…] 
4.  beschließt Vorschläge für die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von 

Studiengängen, 
[…] 
 
Art. 36 BayHIG Hochschulrat 
[…] 
(3) Der Hochschulrat 
[…] 
4.  beschließt über die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von 

Studiengängen, 
[…] 
 
Art. 77 BayHIG Studiengänge, gestufte Studienstruktur, sonstige Studien 
(1) Ein Studiengang ist ein durch Studien- und Prüfungsordnungen geregeltes, 
auf einen bestimmten Hochschulabschluss oder gleichwertigen Abschluss 
gerichtetes Studium, das in der Regel zu einem berufsqualifizierenden 
Abschluss führt. Als berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der 
Abschluss eines Studiengangs, durch den die fachliche Eignung für einen 
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beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. 
Duale Studiengänge vertiefen die Praxisanteile eines Studiengangs oder 
integrieren eine berufliche Ausbildung in Form eines Verbundstudiums. 
Studiengänge können auch so gestaltet werden, dass sie von einzelnen 
Studierenden dual studiert werden können. 
(2) Sind aufgrund der maßgebenden Studien- und Prüfungsordnung aus einer 
größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium Fächer auszuwählen, ist jedes 
dieser Fächer ein Teilstudiengang. Die Bestimmungen über den Studiengang 
gelten entsprechend. 
(3) In der in der Regel gestuften Studienstruktur 
1.  führen grundständige Studiengänge zu einem ersten berufsqualifizierenden 

Abschluss, in der Regel zu einem Bachelorabschluss 
(Bachelorstudiengänge); unberührt bleiben Studiengänge, die ganz oder 
teilweise mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen; 
grundständige Studiengänge an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften und entsprechende Studiengänge an anderen 
Hochschulen enthalten in der Regel ein praktisches Studiensemester; 

2.  vermitteln postgraduale Studiengänge Absolventinnen und Absolventen 
eines Hochschulstudiums weitere Qualifikationen und führen in der Regel 
zu einem Masterabschluss (Masterstudiengänge); konsekutive 
Masterstudiengänge schließen an einen ersten Hochschulabschluss an und 
sind als fachlich vertiefende, verbreiternde, fachübergreifend erweiternde 
oder fachlich andere Studiengänge ausgestaltet. 

Bachelor- und Masterstudiengänge sind in Studieneinheiten gegliedert, die 
durch die Zusammenfassung von Studieninhalten thematisch und zeitlich 
abgegrenzt sind (Module) und denen in Abhängigkeit vom Arbeitsaufwand für 
die Studierenden eine bestimmte Anzahl von Leistungspunkten zugeordnet ist. 
In sonstigen Studiengängen soll dies angestrebt werden, um die Anrechnung 
nach Art. 86 zu erleichtern. Studiengänge können in Vollzeit und Teilzeit sowie 
als berufs- oder ausbildungsbegleitende Studiengänge, die neben einer 
Berufstätigkeit oder Berufsausbildung absolviert werden können, angeboten 
werden. 
(4) Die Hochschulen unterrichten das Staatsministerium über die Einrichtung, 
wesentliche Änderung oder Aufhebung eines Studiengangs spätestens drei 
Monate vor Beginn des betreffenden Semesters. Das Staatsministerium kann 
die Einrichtung, wesentliche Änderung oder Aufhebung eines Studiengangs 
untersagen oder hierfür Maßgaben erteilen, wenn dies insbesondere aus 
hochschul- oder wissenschaftspolitischen Gründen erforderlich ist. Bei 
akkreditierungspflichtigen Studiengängen gemäß Art. 7 Abs. 4 ist eine 
Akkreditierung spätestens innerhalb der Regelstudienzeit gegenüber dem 
Staatsministerium nachzuweisen. 
(5) Zum Erwerb von wissenschaftlichen, künstlerischen oder beruflichen 
Teilqualifikationen können die Hochschulen folgende sonstige Studien anbieten: 
1.  grundständige und postgraduale Modulstudien, in denen einzelne Module 

eines grundständigen oder postgradualen Studiengangs absolviert werden, 
2.  Zusatzstudien, in denen parallel zu einem grundständigen oder 

postgradualen Studiengang weitere Teilqualifikationen erworben werden. 
Wenn die sonstigen Studien durch eine Hochschulprüfung abgeschlossen 
werden, können die Hochschulen durch Satzung die Vergabe eines Zertifikats 
regeln. 
(6) Die Hochschulen können fremdsprachige Studiengänge anbieten. Ebenso 
können sie gemeinsam mit ausländischen, insbesondere europäischen 
Partnerhochschulen internationale Studiengänge entwickeln, in denen 
Studienabschnitte und Prüfungen an der ausländischen Hochschule erbracht 
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werden. Die Hochschulen können außerhalb eines Studiums insbesondere zur 
Förderung des internationalen Austauschs auch Veranstaltungen wie Summer 
Schools entwickeln. 
(7) Schülerinnen und Schülern, die nach der einvernehmlichen Einschätzung 
von Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, kann im 
Einzelfall genehmigt werden, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen (Frühstudium). Gleiches gilt im 
Einvernehmen mit der Schule für Schülerinnen und Schüler, die nach 
Einschätzung einer Kunsthochschule besondere künstlerische Begabungen 
aufweisen (Jungstudium). Das Jungstudium kann auch besondere Angebote 
umfassen. 
 
Art. 80 BayHIG Studienordnungen 
(1) Soweit dies für die Planung des Studiums erforderlich ist, soll die 
Hochschule eine Studienordnung durch Satzung aufstellen. Sie regelt auf der 
Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und Aufbau des Studiums. Die 
Studienordnung kann die Voraussetzungen für die Teilnahme an einzelnen 
Lehrveranstaltungen regeln, insbesondere diese vom Nachweis ausreichender 
Kenntnisse oder besonderer Befähigung abhängig machen. 
(2) Bei Studiengängen, die ganz oder teilweise mit einer staatlichen Prüfung 
abschließen, bedarf die Studienordnung des Einvernehmens mit dem für die 
jeweilige staatliche Prüfung zuständigen Staatsministerium. Dies gilt nicht für 
Studiengänge, bei denen die Hochschulprüfung die staatliche Prüfung umfasst. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

Art. 77 BayHIG5 Studiengänge, gestufte Studienstruktur, sonstige Studien 
(1) Ein Studiengang ist ein durch Studien- und Prüfungsordnungen geregeltes, 
auf einen bestimmten Hochschulabschluss oder gleichwertigen Abschluss 
gerichtetes Studium, das in der Regel zu einem berufsqualifizierenden 
Abschluss führt. Als berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der 
Abschluss eines Studiengangs, durch den die fachliche Eignung für einen 
beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird. 
Duale Studiengänge vertiefen die Praxisanteile eines Studiengangs oder 
integrieren eine berufliche Ausbildung in Form eines Verbundstudiums. 
Studiengänge können auch so gestaltet werden, dass sie von einzelnen 
Studierenden dual studiert werden können. 
(2) Sind aufgrund der maßgebenden Studien- und Prüfungsordnung aus einer 
größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium Fächer auszuwählen, ist jedes 
dieser Fächer ein Teilstudiengang. Die Bestimmungen über den Studiengang 
gelten entsprechend. 
(3) In der in der Regel gestuften Studienstruktur 
1.  führen grundständige Studiengänge zu einem ersten berufsqualifizierenden 

Abschluss, in der Regel zu einem Bachelorabschluss 
(Bachelorstudiengänge); unberührt bleiben Studiengänge, die ganz oder 
teilweise mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen; 
grundständige Studiengänge an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften und entsprechende Studiengänge an anderen 
Hochschulen enthalten in der Regel ein praktisches Studiensemester; 

2.  vermitteln postgraduale Studiengänge Absolventinnen und Absolventen 
eines Hochschulstudiums weitere Qualifikationen und führen in der Regel 
zu einem Masterabschluss (Masterstudiengänge); konsekutive 
Masterstudiengänge schließen an einen ersten Hochschulabschluss an und 
sind als fachlich vertiefende, verbreiternde, fachübergreifend erweiternde 
oder fachlich andere Studiengänge ausgestaltet. 
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Bachelor- und Masterstudiengänge sind in Studieneinheiten gegliedert, die 
durch die Zusammenfassung von Studieninhalten thematisch und zeitlich 
abgegrenzt sind (Module) und denen in Abhängigkeit vom Arbeitsaufwand für 
die Studierenden eine bestimmte Anzahl von Leistungspunkten zugeordnet ist. 
In sonstigen Studiengängen soll dies angestrebt werden, um die Anrechnung 
nach Art. 86 zu erleichtern. Studiengänge können in Vollzeit und Teilzeit sowie 
als berufs- oder ausbildungsbegleitende Studiengänge, die neben einer 
Berufstätigkeit oder Berufsausbildung absolviert werden können, angeboten 
werden. 
(4) Die Hochschulen unterrichten das Staatsministerium über die Einrichtung, 
wesentliche Änderung oder Aufhebung eines Studiengangs spätestens drei 
Monate vor Beginn des betreffenden Semesters. Das Staatsministerium kann 
die Einrichtung, wesentliche Änderung oder Aufhebung eines Studiengangs 
untersagen oder hierfür Maßgaben erteilen, wenn dies insbesondere aus 
hochschul- oder wissenschaftspolitischen Gründen erforderlich ist. Bei 
akkreditierungspflichtigen Studiengängen gemäß Art. 7 Abs. 4 ist eine 
Akkreditierung spätestens innerhalb der Regelstudienzeit gegenüber dem 
Staatsministerium nachzuweisen. 
(5) Zum Erwerb von wissenschaftlichen, künstlerischen oder beruflichen 
Teilqualifikationen können die Hochschulen folgende sonstige Studien anbieten: 
1.  grundständige und postgraduale Modulstudien, in denen einzelne Module 

eines grundständigen oder postgradualen Studiengangs absolviert werden, 
2.  Zusatzstudien, in denen parallel zu einem grundständigen oder 

postgradualen Studiengang weitere Teilqualifikationen erworben werden. 
Wenn die sonstigen Studien durch eine Hochschulprüfung abgeschlossen 
werden, können die Hochschulen durch Satzung die Vergabe eines Zertifikats 
regeln. 
(6) Die Hochschulen können fremdsprachige Studiengänge anbieten. Ebenso 
können sie gemeinsam mit ausländischen, insbesondere europäischen 
Partnerhochschulen internationale Studiengänge entwickeln, in denen 
Studienabschnitte und Prüfungen an der ausländischen Hochschule erbracht 
werden. Die Hochschulen können außerhalb eines Studiums insbesondere zur 
Förderung des internationalen Austauschs auch Veranstaltungen wie Summer 
Schools entwickeln. 
(7) Schülerinnen und Schülern, die nach der einvernehmlichen Einschätzung 
von Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, kann im 
Einzelfall genehmigt werden, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen (Frühstudium). Gleiches gilt im 
Einvernehmen mit der Schule für Schülerinnen und Schüler, die nach 
Einschätzung einer Kunsthochschule besondere künstlerische Begabungen 
aufweisen (Jungstudium). Das Jungstudium kann auch besondere Angebote 
umfassen. 
 
Art. 80 BayHIG Studienordnungen 
(1) Soweit dies für die Planung des Studiums erforderlich ist, soll die 
Hochschule eine Studienordnung durch Satzung aufstellen. Sie regelt auf der 
Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und Aufbau des Studiums. Die 
Studienordnung kann die Voraussetzungen für die Teilnahme an einzelnen 
Lehrveranstaltungen regeln, insbesondere diese vom Nachweis ausreichender 
Kenntnisse oder besonderer Befähigung abhängig machen. 
(2) Bei Studiengängen, die ganz oder teilweise mit einer staatlichen Prüfung 
abschließen, bedarf die Studienordnung des Einvernehmens mit dem für die 
jeweilige staatliche Prüfung zuständigen Staatsministerium. Dies gilt nicht für 
Studiengänge, bei denen die Hochschulprüfung die staatliche Prüfung umfasst. 
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Art. 81 BayHIG Studienleitende Maßnahmen, begrenzte Fächerwahl 
(1) Haben in einem Studiengang einzelne Lehrveranstaltungen eine 
beschränkte Aufnahmekapazität, kann die Hochschule die Anzahl von 
Studierenden in einer einzelnen Lehrveranstaltung begrenzen, wenn der 
Abschluss des Studiums innerhalb der Regelstudienzeit dadurch nicht 
ausgeschlossen wird. Die Kriterien für die Aufnahme in Lehrveranstaltungen mit 
begrenzter Aufnahmekapazität legt die Hochschule durch Satzung fest. Die 
Auswahl soll vorrangig nach dem Studienfortschritt, bei Lehrveranstaltungen 
gleichen Inhalts an verschiedenen Orten nach sozialen, insbesondere familiären 
und wirtschaftlichen Gründen erfolgen. 
(2) Der Zugang zu Teilstudiengängen, Studienrichtungen oder 
Studienschwerpunkten und Fächern, die im Verlauf des Studiums gewählt 
werden können, darf unter der Voraussetzung der erschöpfenden Nutzung der 
Ausbildungskapazität begrenzt werden. Das Nähere, insbesondere die Zahl der 
aufzunehmenden Studierenden, die Auswahlkriterien und das Verfahren, regelt 
die Hochschule durch Satzung. Die Auswahl soll nach Möglichkeit aufgrund von 
Leistungsnachweisen erfolgen, die im Verlauf des Studiums erbracht worden 
sind. 
 
Art. 84 BayHIG Prüfungen, Prüfungsordnungen, 
Verordnungsermächtigung 
(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche 
oder eine kirchliche Prüfung abgeschlossen. In Bachelor- und 
Masterstudiengängen finden die Prüfungen der Bachelor- oder Masterprüfung 
studienbegleitend statt (Modulprüfungen), in den sonstigen Studiengängen soll 
dies angestrebt werden. In sonstigen grundständigen Studiengängen findet 
spätestens bis zum Ende des vierten Semesters eine Vor- oder 
Zwischenprüfung statt. Der Übergang in das Hauptstudium setzt in der Regel 
die erfolgreiche Ablegung der Vor- oder Zwischenprüfung voraus. Soweit 
Studiengänge mit einer staatlichen Prüfung abschließen, können staatliche Vor- 
oder Zwischenprüfungen oder entsprechende Hochschulprüfungen vorgesehen 
werden. Im Studiengang Rechtswissenschaft wird eine Zwischenprüfung als 
Hochschulprüfung durchgeführt. Das Ablegen von Hochschulprüfungen setzt die 
Immatrikulation gemäß Art. 87 Abs. 1 Satz 1 voraus; dies gilt nicht in den Fällen 
des Abs. 5, Art. 77 Abs. 7, Art. 87 Abs. 1 Satz 5 und 6 sowie Art. 97 Abs. 1 Satz 
1. 
(2) Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen 

abgenommen, die von den Hochschulen durch Satzung erlassen werden 
und der Genehmigung durch die Präsidentin oder den Präsidenten 
bedürfen. Die Genehmigung wird versagt, wenn die Prüfungsordnung 

1.  gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, 
2.  eine mit Art. 79 Abs. 2 unvereinbare Regelstudienzeit vorsieht, 
3.  einer Empfehlung oder Vereinbarung der Länder in der Bundesrepublik 

Deutschland nicht entspricht, mit der die Einheitlichkeit oder die 
Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse und die Möglichkeit 
des Hochschulwechsels gewährleistet werden, soweit dieses Gesetz keine 
abweichenden Regelungen trifft, 

4.  keine Schutzbestimmungen entsprechend dem Mutterschutzgesetz sowie 
entsprechend den Fristen des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 
über die Elternzeit oder entsprechend den Fristen des Pflegezeitgesetzes 
über die Pflegezeit enthält oder deren Inanspruchnahme nicht ermöglicht 
oder 
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5.  die besonderen Belange Studierender mit Behinderung oder chronischer 
Erkrankung im Sinne des Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetzes 
zur Wahrung ihrer Chancengleichheit nicht berücksichtigt. 

Art. 80 Abs. 2 gilt entsprechend. 
(3) Die Prüfungsordnung regelt die wesentlichen Fragen im Hinblick auf 
Prüfungsanforderungen und Prüfungsverfahren, insbesondere 
1.  den Zweck der Prüfung, die Gegenstände der Prüfung und die 

Anforderungen in der Prüfung, 
2.  die Prüfungsorgane, 
3.  die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, für den Erwerb der 

Zulassungsvoraussetzungen und deren Wiederholbarkeit, 
4.  das Verfahren zur Anerkennung und Anrechnung von Kompetenzen nach 

Art. 86, 
5.  die Regeltermine für die Modulprüfungen sowie die Vor-, Zwischen- und 

Abschlussprüfung oder die Fristen für die Meldung zu diesen Prüfungen, 
6.  die Regelstudienzeit und die erforderlichen Module einschließlich der 

erforderlichen Leistungspunkte sowie den Umfang der erforderlichen 
Lehrveranstaltungen; die Prüfungsordnung kann bei Studiengängen, die in 
Teilzeit oder berufsbegleitend durchgeführt werden, vorsehen, dass in den 
Semestern höchstens eine bestimmte Anzahl an Leistungspunkten 
erworben werden kann; überschreiten Studierende diese Anzahl in einem 
oder mehreren Semestern, gilt Art. 86 Abs. 3 Satz 4 entsprechend, 

7.  die Bekanntmachung der Prüfung und die Benachrichtigung der 
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, 

8.  die Form und das Verfahren der Prüfung einschließlich der 
Bearbeitungszeiten sowie den Nachteilsausgleich für Studierende in 
besonderen Lebenslagen, 

9.  die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
10.  die Grundsätze für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen und 

die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses; schriftliche 
Prüfungsleistungen, die als nicht bestanden bewertet werden sollen, 
werden von zwei Prüferinnen oder Prüfern bewertet; mündliche Prüfungen 
sind mindestens von einer Prüferin oder einem Prüfer und einer 
sachkundigen Beisitzerin oder einem sachkundigen Beisitzer 
durchzuführen, 

11.  die Wiederholung der Prüfung, wobei durch studienorganisatorische 
Maßnahmen sicherzustellen ist, dass die Wiederholung in der Regel 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten möglich ist; bei Modulstudien kann 
die Prüfung einmal wiederholt werden, 

12.  den nach bestandener Prüfung zu verleihenden akademischen Grad. 
Nähere Regelungen im Einzelnen können auch in Richtlinien der Hochschulen 
getroffen werden. Für geeignete Prüfungen kann die Prüfungsordnung regeln, 
dass eine erstmals nicht bestandene Prüfung nach Maßgabe der 
Prüfungsordnung als nicht abgelegt gilt (freier Prüfungsversuch). Satz 3 gilt 
nicht für die Abschlussarbeit. 
(4) Die Studierenden können von den Regelterminen und Fristen nach Abs. 3 
Satz 1 Nr. 5 nach Maßgabe der Prüfungsordnung abweichen. Die 
Prüfungsordnung darf eine Verschiebung zulassen 
1.  für die Bachelor- und Masterprüfung sowie die Abschlussprüfung in 

sonstigen postgradualen Studiengängen um höchstens zwei Semester, 
2.  für die Vor- und Zwischenprüfung um höchstens ein Semester, 
3.  für die Abschlussprüfung in sonstigen grundständigen Studiengängen um 

höchstens vier Semester. 
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Die Fristen können nach Maßgabe der Prüfungsordnung um die für die 
Wiederholung von Prüfungen benötigten Semester verlängert werden. 
Überschreiten Studierende aus von ihnen zu vertretenden Gründen die in der 
Prüfungsordnung festgelegten Fristen für die Meldung zur Prüfung oder für die 
Ablegung der Prüfung oder legen sie eine Prüfung, zu der sie sich gemeldet 
haben, aus von ihnen zu vertretenden Gründen nicht ab, gelten die nicht 
fristgerecht abgelegten Prüfungsteile als abgelegt und nicht bestanden. 
Überschreiten Studierende einer Hochschule für Musik aus von ihnen zu 
vertretenden Gründen die Fristen nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 oder legen sie eine 
Prüfung, zu der sie sich gemeldet haben, aus von ihnen zu vertretenden 
Gründen nicht ab, gilt die Prüfung als abgelegt und nicht bestanden. 
(5) Hochschulen für angewandte Wissenschaften, an denen 
Bachelorstudiengänge Übersetzen und Dolmetschen bestehen, können im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium in anderen als den in diesen 
Studiengängen angebotenen Fremdsprachen Hochschulprüfungen für nicht 
immatrikulierte Personen durchführen (Externenprüfungen). Diese Personen 
müssen über die Qualifikation für ein Studium an einer Hochschule für 
angewandte Wissenschaften in Bayern verfügen und die staatliche Prüfung für 
Übersetzerinnen und Übersetzer oder die staatliche Prüfung für 
Übersetzerinnen und Dolmetscherinnen oder Übersetzer und Dolmetscher in 
der betreffenden Fremdsprache in Bayern abgelegt haben. Voraussetzung ist 
eine ausreichend breite Vertretung des jeweiligen Fachs einschließlich der 
erforderlichen fachlichen Prüfungskompetenz durch das hauptberuflich tätige 
wissenschaftliche und künstlerische Personal an dieser Hochschule oder an 
einer mit dieser kooperierenden Hochschule. Externenprüfungen sind wie ein 
Studiengang akkreditierungspflichtig gemäß Art. 7 Abs. 4; die Rechtsverordnung 
nach Art. 7 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 
(6) Zur Erprobung neuer oder effizienterer Prüfungsmodelle kann das 
Staatsministerium durch Rechtsverordnung vorsehen, dass Prüfungen, sofern 
sie ihrer Natur nach dafür geeignet sind, in elektronischer Form und ohne die 
Verpflichtung durchgeführt werden können, persönlich in einem vorgegebenen 
Prüfungsraum anwesend sein zu müssen. In der Rechtsverordnung werden 
insbesondere Bestimmungen getroffen 
1.  zur Sicherung des Datenschutzes, 
2.  zur Sicherung persönlicher Leistungserbringung durch die zu Prüfende 

oder den zu Prüfenden während der gesamten Prüfungsdauer, 
3.  zur eindeutigen Authentifizierung der oder des zu Prüfenden, 
4.  zur Verhinderung von Täuschungshandlungen, 
5.  zum Umgang mit technischen Problemen. 
Im Übrigen bleiben Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 und Art. 4 Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 unberührt. 
Das Staatsministerium evaluiert diese Bestimmung sowie die darauf 
aufbauenden Prüfungsregelungen spätestens zum Jahresende 2024 und 
berichtet hierzu dem Landtag. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Prüfungen oder Verfahren mit Prüfungscharakter im Rahmen der Art. 88 Abs. 6 
Satz 4, Art. 89 Abs. 1, 2 und 4 und Art. 90 Abs. 1 Satz 2 sowie mündliche 
Prüfungen nach Art. 97 Abs. 1 Satz 1. 
 
Art. 86 BayHIG Anerkennung und Anrechnung von Kompetenzen 
(1) Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in Studiengängen oder 
durch die erfolgreiche Teilnahme an einer Fernstudieneinheit im Rahmen eines 
Studiengangs an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in Studiengängen an ausländischen 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen erbracht worden sind, 
sowie aufgrund solcher Studiengänge erworbene Abschlüsse sind 
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anzuerkennen, sofern hinsichtlich der erworbenen und der nachzuweisenden 
Kompetenzen keine wesentlichen Unterschiede bestehen. Gleiches gilt für 
Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule in Bayern im Rahmen von Modul- und Zusatzstudien, 
an der Virtuellen Hochschule Bayern oder im Rahmen eines Früh- oder 
Jungstudiums erbracht worden sind. Die Anerkennung dient der Fortsetzung 
des Studiums, der Ablegung von Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren 
Studiums oder der Zulassung zur Promotion. 
(2) Kompetenzen, die im Rahmen weiterbildender oder weiterqualifizierender 
Studien oder außerhalb des Hochschulbereichs erworben wurden, können 
angerechnet werden, wenn sie gleichwertig sind. Außerhalb des 
Hochschulbereichs erworbene Kompetenzen dürfen höchstens die Hälfte der 
nachzuweisenden Kompetenzen ersetzen. 
(3) Anerkennung und Anrechnung durch die Hochschulen erfolgen auf Antrag. 
Es obliegt der Antragstellerin oder dem Antragsteller, die für die Anerkennung 
oder Anrechnung erforderlichen Informationen bereitzustellen. Abweichend von 
Satz 1 werden bei einem Wechsel zwischen einem Studium in Vollzeit, Teilzeit 
oder berufsbegleitendem Studium in dem inhaltsgleichen Studiengang 
erworbene Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen von den 
Hochschulen von Amts wegen übertragen. Die Hochschulen stufen die 
Studierenden in der Regel in das dem Studienfortschritt entsprechende 
Fachsemester ein; die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. Wird die 
Anerkennung oder Anrechnung versagt, kann die betroffene Person eine 
Überprüfung der Entscheidung durch die Hochschulleitung beantragen, soweit 
die Anrechnung nicht einen Studiengang betrifft, der mit einer staatlichen oder 
kirchlichen Prüfung abgeschlossen wird. Die Hochschulleitung gibt der für die 
Entscheidung über die Anrechnung zuständigen Stelle eine Empfehlung für die 
weitere Behandlung des Antrags. § 5a Abs. 1 Satz 2 und § 112 des Deutschen 
Richtergesetzes bleiben unberührt. 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben  


